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Freizeichnung 

© 06.10.2023 von Tobias Panzer 

Der Seminarinhalt und der Skriptinhalt sind nach bestem Wissen und Kenntnisstand erstellt worden. 

Wegen der Dynamik des Rechtsgebiets, wegen der Vielzahl letztinstanzlich nicht entschiedener Einzelfra-

gen und wegen des Fehlens beziehungsweise der Unvollständigkeit bundeseinheitlicher Verwaltungsan-

weisungen kann weder von der NAUTILUSakademie (NAUTILUS Fortbildung Recht & Steuern GmbH) 

noch von dem Verfasser des Seminarskriptes und dem jeweiligen Referenten irgendeine Haftung über-

nommen werden. Sämtliche Beiträge und Checklisten sind urheberrechtlich geschützt. Weitergabe, Ko-

pien, Vervielfältigungen und Verwertungen jeder Art sind nur mit Einwilligung des Verfassers erlaubt. 
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I. Hintergrund zu den verdeckten Gewinnaus-

schüttungen (vGA) 

Die vGA ist ein in das Gesetz implementierte und durch die Rechtsprechung entwickeltes Rechts-

konstrukt, dass dazu dienen soll ungerechtfertigte Steuerminderungen zu verhindern und eine 

Gleichheit in der Einkommensermittlung für vergleichbare Sachverhalte unabhängig von der Wahl der 

Gesellschaftsform herzustellen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Im Unterschied zu einem Einzelunternehmen oder einer Personengesellschaft besitzt die Kapitalge-

sellschaft keine private Ebene. Diese Tatsache führt dazu, dass die Möglichkeit der Verbuchung von 

Privatentnahmen oder Neueinlagen nicht möglich ist. Vielmehr müssen diese Sachverhalte gewinn-

wirksam verbucht werden. Hierbei liegt natürlich immer die Annahme zugrunde, dass keine ander-

weitigen Vereinbarungen wie beispielsweise eine Darlehensvereinbarung geschlossen worden sind. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beispiel I: 

A betreibt ein Einzelunternehmen in Köln. Den Erwerb des neuen privaten Wohnobjektes zahlt A 

vom betrieblichen Bankkonto des eigenen Einzelunternehmens (450.000,- €), wobei das erworbene 

Wohnobjekt weder notwendiges, noch gewillkürtes Betriebsvermögen darstellt. 

Lösung: 

Buchung auf der ersten Stufe der Gewinnermittlung: 

Privatentnahme 450.000,- €  an Bank  450.000,- € 

Außerbilanzielle Korrekturen auf der zweiten Stufe der Gewinnermittlung: 

entfallen 

Beispiel II: 

Gesellschafter*in A entschließt sich dazu, dass der wohlverdiente Erholungsurlaub mit der Familie von 

betrieblichen Konto der eigenen GmbH zu begleichen ist. Daher wird die Buchhaltung der GmbH da-

hingehend angewiesen die Gesamtkosten der Reise in Höhe von 25.000,- € zu begleichen und ent-

sprechend als betrieblichen Aufwand zu verbuchen, da A keine Verrechnung mit dem eigenen Kapital-

konto wünscht. 

Lösung: 

Buchung auf der ersten Stufe der Gewinnermittlung: 

s.b. Aufwand  25.000,- €  an Bank  25.000,- € 

Außerbilanzielle Korrekturen auf der zweiten Stufe der Gewinnermittlung: 

Korrektur des Aufwandes, § 8 Abs. 3 S. 2 KStG: + 25.000,- € 
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Anhand dieser kleinen Gegenüberstellung der beiden Beispiele wird schnell nachvollziehbar, dass die 

vGA insbesondere zum Ausgleich der fehlenden privaten Ebene von Kapitalgesellschaften gedacht, 

sodass am Ende der Einkommensermittlung keine Verbesserung bzw. Verschlechterung ausschließlich 

wegen der Wahl der Gesellschaftsform entstehen. 

 

II. Rechtsfolge und Voraussetzungen der vGA 

Die vGA ist im Gesetz nicht genauer definiert. Vielmehr findet sich in § 8 Abs. 3 S. 2 KStG lediglich 

die Rechtsfolge aus der Verwirklichung eine vGA: 

„Auch verdeckte Gewinnausschüttungen sowie Ausschüttungen jeder Art auf Genussrechte, mit de-

nen das Recht auf Beteiligungen am Gewinn und am Liquidationserlös der Kapitalgesellschaft verbun-

den ist, minder das Einkommen nicht.“ 

Die Voraussetzungen sind vielmehr nach der Entwicklung durch die Rechtsprechung in R 8.5 der 

Körperschaftsteuer-Richtlinien (KStR) aufgenommen worden. Folgende Voraussetzungen müssen ge-

meinschaftlichen vorliegen, damit die außerbilanzielle Korrektur nach § 8 Abs. 3 S. 2 KStG durchge-

führt werden muss: 

 1. Vermögensminderung / verhinderte Vermögensmehrung 

 2. Veranlassung durch das Gesellschaftsverhältnis 

 3. Auswirkung auf den Unterschiedsbetrag nach § 4 Abs. 1 S. 1 EStG 

4. kein den gesellschaftsrechtlichen Vorschriften entsprechender Gewinnverteilungsbeschluss 

5. Eignung einen Bezug nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG beim Empfänger auslösen zu können 

 

1. Vermögensminderung / verhinderte Vermögensmehrung 

Die erste Voraussetzung setzt auf der tatsächlichen Vermögensebene der Kapitalgesell-

schaft an. Das bedeutet, dass hier ein tatsächlicher Vermögensabfluss bzw. ein nicht in 

Anspruch genommener Vermögenszufluss feststellbar sein muss. Hierbei ist es unerheb-

lich, ob die Vermögensminderung bzw. die verhinderte Vermögensmehrung durch Bar-

vermögen, Forderungen / Verbindlichkeiten oder Sachvermögen verwirklicht wird. 

 

Vermögensminderungen sind üblicherweise dann festzustellen, wenn die Kapitalge-

sellschaft eine Leistung erhält und für die entsprechende Leistung eine zu hohe Vergütung 

zahlt. Beispielhaft können folgende Vermögensminderung aufgezählt werden: 
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Verhinderte Vermögensmehrungen ergeben sich im Unterschied dazu üblicher-

weise aus Leistungen, die die Kapitalgesellschaft selbst erbringt und für die auf entspre-

chende Leistungsvergütungen (teilweise) verzichtet wird. Exemplarisch sind folgende Si-

tuationen denkbar: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

2. Veranlassung durch das Gesellschaftsverhältnis 

Ob eine Zuwendung an die Gesellschafter*innen im Gesellschaftsverhältnis begründet ist, orientiert 

sich an dem sog. „Fremdvergleich“. Hierzu führt das KStG in seinen Anwendungshinweisen folgenden 

Passus aus: 

„Eine Veranlassung durch das Gesellschaftsverhältnis liegt dann vor, wenn ein ordentlicher und ge-

wissenhafter Geschäftsleiter (i.S.d. AktG oder GmbHG) die Vermögensminderung oder die verhin-

derte Vermögensmehrung gegenüber einer Person, die nicht Gesellschafter ist, unter sonst gleichen 

Umständen nicht hingenommen hätte.“ (vgl. H 8.5 III. Veranlassung durch das Gesellschaftsverhältnis, 

Allgemeines KStH) 

Hiervon ist zwangsweise der Fall des angemessenen Vorteilsausgleiches abzugrenzen. Ein solcher 

Vorteilsausgleich wird von Seiten des Gesetzgebers als verwirklicht angesehen, wenn eine rechtliche 

Verknüpfung zwischen Leistung und Gegenleistung im Verhältnis Gesellschaft / Gesellschafter*in vor-

liegt und die Gegenleistung von Gesellschafter*innen in angemessener Höhe durch „eine andere 

Weise“ begleichen wird (z.B. eine Dienstleistung, o.ä.), H 8.5 I. Allgemeines, Vorteilsausgleich KStH. 

unangemessen hohe Vergütung / Pensionszusage

zu hohe Mietzahlungen

überhöhte Kaufpreiszahlungen

zu hohe Darlehenszinsen

Übernahme von Gesellschafter*innen-Kosten (z.B. Notargebühren bei Gründung)

AN-Überlassung für zu geringenes Entgelt

Vermietung für zu günstigen Mietzins

Warenverkauf für zu geringen Kaufpreis
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Eine solche Konstellation verwirklicht nicht die Voraussetzung einer vGA und bedarf daher keiner 

außerbilanziellen Korrektur. 

Ein besonderes Augenmerk muss im Bereich der Veranlassung durch das Gesellschaftsverhältnis dem 

Verhältnis zwischen der Gesellschaft und der/dem beherrschenden Gesellschafter*in gewor-

fen werden. Da der/die beherrschende Gesellschafter*in maßgeblich eigenen Willen durchsetzen und 

beeinflussen kann und somit Tür und Tor für jede Art von Gestaltungen offen wären, wurden beson-

dere Zusatzerfordernisse gesetzlich normiert, damit die jeweilige Gestaltung zu keiner vGA führt. 

Hierbei sind folgende Zusatzvoraussetzung aus R 8.5 Abs. 2 KStR ableitbar: 

 1. zivilrechtliche wirksame Vereinbarung muss vorliegen 

2. die Vereinbarung muss inhaltlich klar und eindeutig hinsichtlich des „ob“ und „wie viel“ 

sein 

 3. die Vereinbarung muss im Voraus geschlossen worden sein 

 4. die Vereinbarung muss tatsächlich durchgeführt werden 

 5. die schuldrechtliche Vereinbarung muss nachweisbar sein 

 

Der NAUTILUS|tipp 

Das Vertragsverhältnis zwischen der Kapitalgesellschaft und ihren Gesellschafter*innen sind im-

mer besonders auf die Fremdüblichkeit und die Angemessenheit zu untersuchen und zu gestalten. 

Hier bietet es sich auch an die Angemessenheit anhand von Dokumentationen zur Fremdüblichkeit 

der Gestaltung zu dokumentieren (z.B. Darlehenszinsen anhand der Leitzinsen im Zeitpunkt des 

Abschlusses des Darlehensvertrages zu belegen).  

Das Verhältnis zwischen Beherrschungs-Gesellschafter*in und Gesellschaft ist besonders sensibel. 

Hier wird dringend empfohlen gestalterisch mitzuwirken. 

 

Betrachten wir nun die einzelnen Punkte der Voraussetzungen für keine gesellschaftsrechtliche Ver-

anlassung der Zuwendungen von Gesellschaft an den/die beherrschende Gesellschafter*in genauer. 

 1. zivilrechtliche wirksame Vereinbarung muss vorliegen 

Üblicherweise handelt es sich bei dem/bei der Beherrschungs-Gesellschafter*in auch um 

den/die Geschäftsführer*in der Kapitalgesellschaft. Eine vGA wird dadurch verwirklicht, dass 

die Kapitalgesellschaft entweder ohne Vereinbarung oder auf Basis einer Vereinbarung mit 

dem/der Gesellschafter*in dieser in seiner/ihrer Eigenschaft als Privatperson eine unangemes-

sene Zuwendung zukommen lässt.  

Zivilrechtlich muss aber beachtet werden, dass Verträge zwischen gleichen Personen unwirk-

sam sind. Es handelt sich hierbei um das sog. „Selbstkontrahierungsverbot“, welches in § 181 

BGB normiert ist. Dies würde bedeuten, dass jede Einzelvereinbarung zwischen Gesellschaf-

ter-Geschäftsführer*in mit sich als Privatperson zivilrechtlich unwirksam wären und damit 

eine vGA in voller Höhe auslösen würden, wenn es sich dabei um den/die Beherrschungs-

Gesellschafter*in handelt.  
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Um dies zu vermeiden kann man auf die Anwendung des § 181 BGB verzichten. Ein solcher 

Verzicht kann aber nur dann anerkannt werden, wenn dieser mit Offenheit für fremde 

Dritte, insbesondere Geschäftspartner*innen, erfolgt. Daher muss die Nicht-Anwendung des 

§ 181 BGB in den Gesellschaftsvertrag aufgenommen und notariell beglaubigt werden. Sollte 

dies erfolgt sein, findet das Selbstkontrahierungsverbot keine Anwendung und der/die Be-

herrschungs-Gesellschafter*in kann zivilrechtlich wirksame Verträge zwischen der Kapitalge-

sellschaft und sich als Privatperson abschließen.  

2. die Vereinbarung muss inhaltlich klar und eindeutig hinsichtlich des „ob“ und 

„wie viel“ sein 

Diese besondere Voraussetzung im Verhältnis zur Beherrschungs-Gesellschafter*in dient 

dazu ungewollte Gestaltungsmöglichkeiten zu vermeiden. Betroffen von dieser Voraussetzung 

sind insbesondere Gewinnverteilungsgrundlagen und Vereinbarung von Tantiemen. Außer-

dem soll dem vorgebeut werden, dass Zahlungsmodalitäten flexibel gestaltet werden können 

(z.B. Wechsel von monatlicher zu jährlicher Zahlungsweise). Sollte die Zahlungsweise hin-

sichtlich „ob“ und „wie viel“ uneindeutig sein, so wird die Gegenleistung als nicht schuld-

rechtlich begründet angesehen. Weitergehende Hinweise inkl. passender Rechtsprechung fin-

den Sie in H 8.5 „Beherrschender Gesellschafter, klare und eindeutige Vereinbarung“ KStH. 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

Seitens der Finanzverwaltung wird üblicherweise ein Tantiemen-Anteil als Teil des Arbeits-

lohns des/der Beherrschungs-Gesellschafter-Geschäftsführer*in als fremdüblich akzeptiert, 

wenn der variable Tantiemen-Anteil weniger als 50 % des gesamten Arbeitslohns beträgt.  

3. die Vereinbarung muss im Voraus geschlossen worden sein 

Auch diese Sondervoraussetzung für den/die Beherrschungs-Gesellschafter*in soll ungewollte 

Möglichkeiten von Gestaltungsmöglichkeiten und Verschiebungen von Gewinnen und Verlus-

ten vermeiden.  

Beispiel: 

Die beherrschende Gesellschafterin A vereinbart mit ihrer Kapitalgesellschaft, dass sie für ihre Tätigkeit 

als Gesellschafterin eine monatliche Vergütung von 2.000,- € erhält. Außerdem stehen ihr monatlich 1/12 

von 10 % des Gewinnes des Vorjahres bzw. 1/12 von 2 Promille der Umsätze des Vorjahres zu, je nach-

dem welcher dieser beiden Beträge höher ist. 

Lösung: 

In Höhe der Tantiemen-Zahlung liegt eine vGA vor. Die Vereinbarung ist nicht klar und eindeutig hin-

sichtlich des „wie viel“, da eine Option zwischen Gewinnbeteilung und Umsatzbeteilung besteht.  

Daher sind die Zahlungen nicht nach § 19 Abs. 1 EStG als Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit zu be-

rücksichtigen, sondern vielmehr als Einkünfte aus Kapitalvermögen nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG auf 

Ebene der Gesellschafter-Geschäftsführerin A zu beurteilen.  

Auf Ebene der Kapitalgesellschaft sind die Aufwandsbuchungen nach § 8 Abs. 3 S. 2 KStG außerbilanziell 

wieder hinzu zu rechnen. 
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 4. die Vereinbarung muss tatsächlich durchgeführt werden 

Die tatsächliche Durchführung ist vorletztes Merkmal, das erfüllt sein muss, damit eine Leis-

tungsbeziehung zwischen der Kapitalgesellschaft und dem/der Beherrschungs-Gesellschaf-

ter*in als fremdüblich anerkannt und damit nicht als vGA beurteilt wird. Von einer tatsächli-

chen Durchführung kann dann ausgegangen werden, wenn die Zahlungen tatsächlich geleistet 

werden. Ein Zahlungsaufschub wird von Seiten der Finanzverwaltung so lange noch akzep-

tiert, wenn er nicht länger als drei Monate andauert. Andernfalls wird eine tatsächliche 

Nicht-Durchführung unterstellt. 

Der NAUTILUS|tipp 

Zur Verhinderung des Ergebnisses der tatsächlichen Nicht-Durchführung der Vereinbarung sollte 

Überwachungsmodalitäten eingeführt werden und die Mandant*innen, insb. solche mit Zahlungs-

schwierigkeiten, diesbezüglich informiert werden.  

Sollte ein Liquiditätsbedarf bestehen und man möchte eine vGA vermeiden, so kann alternativ die 

Zahlung an den/die Gesellschafter*innen durchgeführt werden und im Anschluss erfolgt in gleicher 

Höhe eine (zinslose) Darlehensgewährung. So wird sowohl die vGA als auch der Tatbestand der 

verdeckten Einlage vermieden. 

 

 5. die schuldrechtliche Vereinbarung muss nachweisbar sein 

Wenngleich auch mündliche Verträge nach dem BGB als zivilrechtlich wirksame Verträge gel-

ten (Ausnahme: Schriftformerfordernis), so sind mündliche Verträge nur schwerlich nach-

weisbar. Ein Nachweis könnte in diesen Fällen möglicherweise ein Gesprächsprotokoll o.ä. 

sein. Vielmehr sollte darauf geachtet werden, dass ein schriftlicher Vertrag zwischen Kapital-

gesellschaft und Gesellschafter*in erfolgt und so die Nachweisbarkeit definitiv gegeben ist. 

Beispiel: 

Die Kapitalgesellschaft B-GmbH wird von der Alleingesellschafterin B als angestellte Geschäftsführerin 

geleitet. Es gibt außerdem fünf weitere angestellte Personen, die alle als Nicht-Gesellschafter*innen anzu-

sehen sind. 

Die Geschäftsentwicklung der B-GmbH entwickelt sich im Kalenderjahr 2022 sehr gut. Daher beschließt 

B im Juni 2022, dass im Dezember 2022 die gesamte Belegschaft eine Sonderzahlung in Form von Weih-

nachtsgeld als 13. Monatsgehalt in Höhe von 3.000,- € erhält. 

Lösung: 

Eine Sonderzahlung in Form von Weihnachtsgeld wird zwar einmalig ausgezahlt, gilt aber über das ge-

samte Jahr jeden Monat zu 1/12 angespart. Damit wurden bereits 5/12 vor dem Beschluss angespart, da 

die Ansparung erst mit Verwirklichung voller Monate vorliegt.  

Somit ergibt sich für die Sonderzahlung an B eine vGA, insoweit wie die Sonderzahlung nicht im Voraus 

vereinbart worden ist, da sie eine beherrschende Gesellschafterin ist. Mithin handelt es sich in Höhe von 

3.000,- € x 5/12 = 1.250,- € um eine vGA, die für die GmbH außerbilanziell wieder hinzugerechnet wer-

den muss und auf Ebene von als Einkünfte im Sinne von § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG gilt. 
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Hinsichtlich dem/der beherrschenden Gesellschafter*innen muss noch darauf verwiesen werden, dass 

es sich hierbei sowohl um Einzelpersonen als eine Mehrheit von Personen handeln kann. Bei einer 

Mehrheit von Personen ist aber relevante Bedingung, dass deren Stimmrechte gemeinschaftlich be-

trachtet werden, dass sie gleichgerichtete Interessen verfolgen. Alleine die Tatsache, dass es sich um 

nahestehende Personen handelt, begründet dabei jedoch noch nicht die gleichgerichteten Interessen. 

Vielmehr sind die tatsächlichen Handlungsweisen und weitergehende Anhaltspunkte entscheidend, H 

8.5 „Beherrschender Gesellschafter, gleichgerichtete Interessen“ KStH. 

 

3. Auswirkung auf den Unterschiedsbetrag nach § 4 Abs. 1 S. 1 

EStG 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

4. Kein den gesellschaftsrechtlichen Vorschriften entsprechen-

der Gewinnverteilungsbeschluss 

Sollte die Kapitalgesellschaft Ausschüttung von Gewinnen vornehmen wollen, so hat sie dies offiziell 

im Rahmen einer Gesellschafter*innen-Versammlung zu beschließen und durchzuführen. Die Konse-

quenz aus einem offiziellen Gewinnverteilungsbeschluss ist, dass die Verbuchung der Auszahlung di-

rekt gegen das Eigenkapital der Gesellschaft erfolgen darf, weil der festgestellte Gewinn(-vortrag) 

Beispiel I: 

Die Kapitalgesellschaft bucht eine überhöhte Mietzahlung an den Gesellschafter A in voller Höhe als 

Mietaufwand. 

Lösung: 

Mit der Buchung der gesamten Mietzahlung als Aufwand wird auch durch den überhöhten Anteil der 

Miete ein Aufwand berücksichtigt. Damit sinkt der Betrag nach § 4 Abs. 1 S. 1 EStG und es liegt eine ent-

sprechende Auswirkung vor. 

Beispiel II: 

Die Gesellschafterin B entschließt sich dazu, dass sie sich von den Mitarbeiter*innen ihrer Garten- und 

Landschaftsbau-GmbH den privaten Garten neu gestalten lässt. Es erfolgt keine Rechnungsstellung von 

Seiten der GmbH an die B nach Abschluss der Arbeiten 

Lösung: 

Durch die Nichterstellung einer Rechnung an die Gesellschafterin B erfolgte keine Verbuchung eines 

Aufwandes oder eines Ertrages. Allerdings hätte bei fremdüblicher Handlungsweise eine Rechnungsstel-

lung erfolgt und eine Buchung eines Ertrages stattgefunden. Damit liegt auch in diesem Fall eine Auswir-

kung auf den Unterschiedsbetrag nach § 4 Abs. 1 S. 1 EStG vor. 
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oder die Gewinnrücklage üblicherweise für eine Kapitalausschüttung verwendet wird. Eine solche Bu-

chung verläuft ohne Gewinnauswirkung. Sollte eine Verbuchung als Aufwand erfolgen, so ist dieser 

wegen § 8 Abs. 3 S. 1 KStG zur korrigieren. 

Im Unterschied zur offenen Gewinnausschüttung, also die Ausschüttung auf Grundlage eines gesell-

schaftsrechtlichen Gewinnverteilungsbeschlusses, besteht keine Verbuchungsmöglichkeit mit dem Ei-

genkapital. Mangels anderweitiger Möglichkeit muss damit immer eine Verbuchung als Aufwand erfol-

gen.  

Damit handelt es sich bei diesem Tatbestandsmerkmal vielmehr um ein Merkmal aus der Verbu-

chungspraxis heraus als um ein gesetzlich normiertes inhaltliches Merkmal. 

 

5. Eignung einen Bezug nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG auszulösen 

Bei diesem Tatbestandsmerkmal der vGA handelt es sich um ein ungeschriebenes Tatbestandsmerk-

mal, also um ein solches, das sich nicht in R 8.5 Abs. 1 und Abs. 2 KStR, sondern aus der Rechtspre-

chung entwickelt worden ist.  

Zum Hintergrund: Die Kapitalgesellschaft erfährt die Vermögensminderung bzw. verhinderte Vermö-

gensminderung üblicherweise im Zeitpunkt des tatsächlichen Abflusses bzw. wenn die zivilrechtliche 

Zahlungsverpflichtung entsteht. Auf Gesellschafter*innen-Seite ist eine Berücksichtigung nach § 20 

Abs. 1 Nr. 1 EStG erst dann durchzuführen, wenn der tatsächliche Zufluss stattgefunden hat, § 11 

Abs. 1 S. 1 EStG. Maßgeblich für die Berücksichtigung einer vGA ist aber nach entwickelter Rechts-

lage nicht mehr der tatsächliche Zufluss auf Gesellschafter*innen-Seite, sondern vielmehr der tatsäch-

liche Abfluss bei der Kapitalgesellschaft und die Tatsache, dass bei einem Zufluss bei den Gesellschaf-

ter*innen § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG verwirklicht wäre. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beispiel – der gesetzliche „Muster-Fall“: 

Die Kapitalgesellschaft, die von dem Alleingesellschafter B geführt wird, hat als Zweck der Gesellschaft 

einen Zirkusbetrieb zu unterhalten. Zu dem GmbH-Betrieb gehören außerdem alle mit einem Zirkus 

einhergehenden Nebentätigkeiten. 

Zum Vermögen der GmbH gehört ein älterer Tiger, der aufgrund von Gebrechen nicht mehr am aktiven 

Zirkusbetrieb teilnehmen kann, allerdings noch gesund genug ist um weiterzuleben. Daher entschließt 

sich B dazu den Tiger in sein Privatvermögen zu überführen und in seinem privaten Wohnhaus zukünftig 

zu halten.  

Ohne Zahlung eines Kaufpreises wird der Tiger vom Standort des Tigers zum Haus des B transportiert. 

Auf dem Weg verendet der Tiger. 

Beispiel – der gesetzliche „Muster-Fall“: 

Auf der Seite der Kapitalgesellschaft findet ein Abfluss von Anlagevermögen statt (der Tiger war noch 

werthaltig). Auf Ebene des B findet kein Zufluss und damit keine Verwirklichung von § 20 Abs. 1 Nr. 1 

EStG dar. 

Der Aufwand aus dem Anlagenabgang darf trotz Nicht-Zugang bei B nicht beibehalten bleiben und muss 

außerbilanziell als vGA nach § 8 Abs. 3 S. 2 KStG korrigiert werden. 
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III. Bewertung und Umsatzsteuer 

Im Rahmen der Beurteilung der Höhe der außenbilanziellen Hinzurechnung sind zwei entscheidende 

Komponenten zu beurteilen: 

1. Mit welchem Wert wird die vGA bemessen? 

2. Löst die vGA aufgrund von einem Ersatz-Tatbestand des Umsatzsteuergesetzes eine Umsatzsteuer 

aus? 

 

1. Bewertung der vGA 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sollte im Rahmen der Verwirklichung der vGA eine Umsatzsteuer entstehen, ist diese dem Netto-

Wert der vGA mit dem Entstehungsbetrag hinzu zu rechnen, sodass die vGA grundsätzlichen einen 

„Bruttowert“ darstellt. Die außerbilanzielle Korrektur der vGA beinhaltet dann den Bruttowert, so-

dass die Umsatzsteuer nicht nach § 10 Nr. 2 KStG gesondert hinzugerechnet werden muss, sondern 

in der Korrektur der vGA bereits enthalten ist, R 8.6 KStR. Dieses Vorgehen nennt man „Bruttome-

thode“. 

 

2. Umsatzsteuer bei vGA 

Im Bereich der Umsatzsteuer im Kontext zur vGA sind vier mögliche Fallgestaltungen denkbar: 

 

 

• Ansatz des Bargeld- oder Forderungsbetrages

• keine Umsatzsteuer
Bargeld / 

Forderungserlass

• Ansatz des gemeines Wertes (nur netto)

• Erhöhung um die bei der Entnahme entstehende Umsatzsteuer

• H 8.6 "Hingabe von Wirtschaftsgütern" KStH

Wirtschaftsgüter

• Ansatz der erzielbaren Vergütung (ggf. herzuleiten anhand von 
Vergütungsordnungen) (nur netto)

• Erhöhung um die bei der Nutzungsentnahme entstehende Umsatzsteuer

• H 8.6 "Nutzungsüberlassungen" KStH

Nutzungsüberlassungen
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• kein Leistungsaustauschen zwischen Gesellschaft und Gesellschafter*in

• keine umsatzsteuerrelevanter Vorgang
Bargeld / 

Forderungserlass

• Aufgrund von Zahlung eines Preises enthält die bisherige Rechnung bereits 
eine Umsatzsteuer.

• Hinsichtlich des Minderbetrages muss geprüft werden, ob wegen § 10 Abs. 
5 UStG eine zusätzliche Umsatzsteuer geschuldet wird.

Zahlung zu geringer 
Kaufpreis für WG oder 
zu geringe Vergütung 

für Dienstleistung

• Es handelt sich um die Gewährung einer unentgeltichen Wertabgabe gem. 
§ 3 Abs. 1b UStG.

• Auf Basis der Bemessungsgrundlage nach § 10 Abs. 4 Nr. 1 UStG entsteht 
eine entsprechende Umsatzsteuer.

Unentgeltiche 
Übertragung eines WG

• Es handelt sich auch in diesen Fällen um die Erbringung einer 
unentgeltlichen Wertabgabe gem. § 3 Abs. 9a UStG.

• Auf Basis der Bemessungsgrundlage nach § 10 Abs. 4 Nr. 2 oder Nr. 3 UStG 
entsteht eine entsprechende Umsatzsteuer

Unentliche 
Nutzungsüberlassung / 

unentgeltlich 
Erbringung einer 

Dienstleistung

Beispiel: 

Anlässlich des Gründungsjubiläums seiner eigenen GmbH entnimmt der GmbH-Geschäftsführer A einen 

PKW aus dem Betriebsvermögen und schenkt diesen seiner Tochter. Die GmbH verbucht diesen Vor-

gang wie folgt: 

Aufwand Anlagenabgang  15 T€ an PKW  15 T€ 

Im Zeitpunkt der Entnahme und Schenkung belief sich der Einkaufspreis auf 17 T€ (zzgl. USt) und der 

gemeine Wert auf 20 T€ (zzgl. USt). 

Lösung: 

- Bewertung der vGA mit 20 T€ zzgl. USt auf uWA 

- USt auf uWA: 17 T€ x 19 % = 3.230,- € 

- Korrektur I. Stufe Gewinnermittlung 

Steueraufwand   3.230 €  an  Umsatzsteuer 3.230,- € 

- Korrektur II. Stufe der Gewinnermittlung 

Hinzurechnung nach § 8 Abs. 3 S. 2 KStG: + 23.230,- € 
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>  NAUTILUSonTOUR – Präsenzseminare in Ihrer Nähe    
z.B. Aktuelles Steuerrecht, vier teljährlich an mehreren Seminarorten

>  NAUTILUSonAIR – Webseminare live   
Monat für Monat spannende Themen

>   NAUTILUSonLINE – Onlineseminare jederzeit und überall   
Immer verfügbare Videos zu unseren Seminar themen

>   NAUTILUSonDEMAND – Individuelle Inhouseschulungen    
Schulungen und Unterstützung Ihrer Kanzlei auf Anfrage

>  Blickpunkt Lohn – monatlich – tagaktuelle Themen und Dauerbrenner aus  Lohnsteuer- und SV-Recht

>  Blickpunkt Steuern – monatlich – Brennpunkte für die Ber atungspraxis quer durch das Steuerrecht

>  Rettungsring–Methode – Nutzen Sie unseren Fachfragen service und stellen Sie Ihre Fragen an die Referenten

Sparen Sie Zeit & Geld mit unseren Online- und Präsenzseminaren gepaart mit unserer Rettungsring-Methode

↑ Hier buchen ↑

KOMPETEN Z, DIE SIE KENNEN

JÜRGEN  R. SCHOTT

MICHAEL SCHARWIES

MARTIN  MAN N KLAUS PIEN TKA

JÜRGEN  ROMANOWSKI
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IV. Auswirkungen der vGA auf Gesellschafter*in-

nen-Ebene 

1. Grundsätze 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wenn es sich um die erste Fallkonstellation handelt – Gesellschafter*in ist eine natürliche Person 

und die Beteiligung wird im Privatvermögen gehalten – kann insbesondere der Antrag auf Anwendung 

des normalen Steuertarifes nach § 32a Abs. 1 EStG interessant sein, weil in diesem Fall § 20 Abs. 9 

EStG nicht gilt und damit der tatsächliche Betriebsausgabenabzug ermöglicht wird. Außerdem darf § 

20 Abs. 6 EStG nicht angewendet werden, was im Verlustfall eine Verrechnung mit anderen Ein-

kunftsarten möglich macht. Voraussetzung für die Antragstellung nach § 32d Abs. 1 Nr. 3 EStG ist, 

dass die entweder mindestens 25 % zum Beginn des Veranlagungszeitraum beträgt oder mindestens 1 

% zum Beginn des Veranlagungszeitraum beträgt und eine berufliche Tätigkeit für die Kapitalgesell-

schaft ausgeübt wird. 

Hinsichtlich Konstellation drei – Gesellschafterin ist eine Kapitalgesellschaft – muss darauf hingewie-

sen, dass § 8b Abs. 1 und Abs. 5 KStG (100 % Steuerbefreiung der Beteiligungserträge, aber 5 % pau-

schale nicht abziehbare Betriebsausgaben) nur dann angewendet werden darf, wenn zum Beginn des 

Veranlagungszeitraumes die Beteiligung mehr als 10 % betragen hatte, § 8b Abs. 4 S. 1 KStG. Auch 

hier sind ergänzende Besonderheiten zu beachten, die in Modul IV der Vortragsreihe dargestellt wer-

den. 

Gesellschafter*in ist eine Privatperson und hält die Beteiligung im Privatvermögen

- Einkünfte nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG

- Besteuerung grds. mit 25 %, § 32d Abs. 1 EStG

- Antrag auf Besteuerung nach normalen ESt-Tarif möglich, § 32d Abs. 2 Nr. 3 EStG

Gesellschafter*in ist eine Privatperson und hält die Beteiligung im 
Betriebsvermögen

- vGA gehört zu den Einkünften aus Betriebsvermögen, §§ 20 Abs. 8, 15 Abs. 1 
Nr. 1 EStG

- Anwendung von Teileinkünfteverfahren, § 3 Nr. 40 EStG

Gesellschafterin ist eine Kapitalgesellschaft

- vGA gehört zu den Einkünften aus Betriebsvermögen, §§ 8 Abs. 2 KStG, 20 Abs. 8, 15 
Abs. 1 Nr. 1 EStG

- Anwendung von § 8b Abs. 1 und Abs. 5 KStG bei Beteiligung größer 10 %
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2. Kapitalertragsteuer 

Grundsätzlich unterliegen auch die verdeckten Gewinnausschüttungen über § 20 Abs. 1 Nr. 1 S. 2 

EStG wegen der § 43 Abs. 1 Nr. 1 EStG der Einbehaltungspflicht von Kapitalertragssteuer. Zum Ein-

behalt der Kapitalertragsteuer ist die Kapitalgesellschaft als Schuldnerin der Kapitalerträge verpflich-

tet. Eine einbehaltene Kapitalertragsteuer hat die Schuldnerin dem/der Gläubiger*in zu bescheinigen, 

sodass eine Anrechnung im Rahmen des Besteuerungsverfahrens ermöglicht wird. 

Sollte die vGA nicht im Rahmen der Körperschaftsteuer-Erklärung durch die Kapitalgesellschaft er-

klärt werden, sondern erst im Rahmen der Betriebsprüfung aufgedeckt werden, so ergibt sich das 

Problem, dass Abführung der Kapitalertragsteuer und Besteuerung auf Gesellschafter*innen-Ebene 

gleichzeitig erfolgen würden. Damit wäre der Effekt des Kapitalertragsteuer-Einbehalts, nämlich die 

Sicherstellung des Steueraufkommens, hinfällig. Daher wird von Seiten der Finanzverwaltung zur Ver-

meidung von unnötigen Verwaltungsaufwand dem Veranlagungsverfahren auf Gesellschafter*innen-

Ebene Vorrang vor dem Abzugsverfahren auf Ebene der Kapitalgesellschaft gewährt und auf den Ka-

pitalertragsteuer-Einbehalt verzichtet. 

Diese pragmatische und verwaltungsökonomische Handlungsweise findet jedoch nur dann Anwen-

dung, wenn es sich um das Veranlagungsverfahren eines/einer unbeschränkt steuerpflichtigen Gesell-

schafter*in handelt. Bei beschränkt steuerpflichtigen Gesellschafter*innen wird die Durchführung des 

Einbehalts von Kapitalertragsteuer auch bei nachträglichen Feststellungen durch die Betriebsprüfung 

umgesetzt. 

 

V. Das steuerliche Einlagekonto im Sinne von § 27 

KStG 

Das steuerliche Einlagekonto nach § 27 KStG ist ein essentielles Zusatz-Berechnungskonstrukt für 

die Feststellung, ob und wie viele tatsächliche Einlagen von Seiten der Gesellschafter*innen geleistet 

wurden und noch in der Kapitalgesellschaft vorhanden sind. Mit dieser Berechnungsgrundlage kann 

dann entschieden werden, welche Art der Kapitalausschüttung von Seiten der Kapitalgesellschaft vor-

genommen wird. Denn nur soweit auch noch tatsächliche Gewinne in der Kapitalgesellschaft vorhan-

den sind, handelt es sich um tatsächliche Gewinnausschüttungen und im Übrigen um Zurückzahlung 

von Kapital. 

Hintergrund der Notwendigkeit einer gesonderten Berechnung von den tatsächlich im Gesellschafts-

vermögen noch vorhandenen und damit ausschüttbaren Gewinnen ist, dass neben den offenen Einla-

gen, die im Stammkapital verzeichnet werden auch verdeckte Einlagen möglich sind, die nicht im 

Stammkapital verbucht werden. Eine (verdeckte) Gewinnausschüttung wird jedoch immer nur in den 

Fällen angenommen, wenn tatsächliche Gewinne der Gesellschaft „ausgeschüttet“ bzw. an die Gesell-

schafter*innen transferiert werden. Jede Rückzahlung von Kapital (egal, ob aus einer offenen oder 

verdeckten Einlage) verwirklicht den Tatbestand einer Veräußerungsfiktion, sodass eine Veräuße-

rungsgewinnermittlung nach §§ 17 oder 20 EStG notwendig ist. 

Die Feststellung, ob es sich um eine (verdeckte) Gewinnausschüttung handelt, erfolgt durch die Er-

mittlung des sog. „ausschüttbaren Gewinns“, § 27 Abs. 1 S. 5 KStG. Die Ermittlung des ausschüttba-

ren Gewinns erfolgt wie folgt: 
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 Wert des gesamten Eigenkapitals am Ende des Wirtschaftsjahres  

 ./. gezeichnetes Kapital am Ende des Wirtschaftsjahres 

 ./. Bestand des steuerlichen Einlagekontos zum Ende des vorangegangenen Wirtschaftsjahres 

 = ausschüttbarer Gewinn 

Sollte die (verdeckte) Gewinnausschüttung den Wert des ausschüttbaren Gewinnes übersteigen, so 

liegt mit dem übersteigenden Betrag eine sog. „Einlagenrückgewähr“ vor, § 27 Abs. 1 S. 3 KStG. Eine 

Einlagenrückgewähr verwirklicht die Ersatz-Fiktion eines Veräußerungstatbestandes gem. dem EStG. 

 

 

 

 

 

 

Zum Ende eines jeden Wirtschaftsjahres ist der Bestand des steuerlichen Einlagekontos neu zu er-

mitteln. Hinsichtlich des neuen Bestandes des steuerlichen Einlagekontos im Sinne des § 27 KStG 

wird ein gesonderter Wertfeststellungsbescheid erlassen. Im Zug der Ermittlung des neuen Bestan-

des des steuerlichen Einlagekontos sind mehrere Faktoren zu berücksichtigen. Betreffend dem steu-

erlichen Einlagekonto im Sinne des § 27 KStG sind viele zusätzliche Besonderheiten zu beachten, die 

einen eigenständigen Seminartermin füllen könnten. Daher bitte ich diesen Punkt des Skriptes als 

kurzen Hinweis zu verstehen, der in keinem Fall Vollständigkeit hinsichtlich dieses Themas für sich 

proklamiert. Zur Hilfestellung in der Praxis und im Einzelfall finden Sie als Anlage I zu diesem Skript 

das BMF-Schreiben vom 04.06.2003, was die Grundlagen des steuerlichen Einlagekontos im Sinne von 

§ 27 KStG und des Sonderausweises im Sinne von § 28 KStG tiefgehend beschreibt. 

Der NAUTILUS|tipp 

Im Rahmen des Körperschaftsteuer-Modernisierungsgesetzes wurde das Konzept der organ-

schaftlichen Mehr- und Minderabführung überarbeitet. Alle organschaftlichen Mehr- und Minder-

abführungen nach dem 31.12.2021 können nicht mehr im Rahmen eines steuerlichen Ausgleichs-

postens erfasst und am Ende der Organschaft abgewickelt werden, sondern sind direkt nach § 27 

Abs. 6 KStG als Einlagenrückgewähr (Mehrabführungen der Organgesellschaft) bzw. als Einlage 

(Minderabführungen der Organgesellschaft) zu erfassen und dem Beteiligungsbuchwert erhöht 

oder mindernd gegenzurechnen. 

 

VI. Sonder- und Praxisfälle 

Ich verweise diesbezüglich auf die dargestellten Einzelfälle in Anlage II zu diesem Skript. Außerdem 

finden Sie eine Vielzahl von durch die Rechtsprechung entschiedene Einzelfälle in H 8.5 und H 8.6 

KStH. Außerdem sind einige der Abwicklungen von Sonder- und Praxisfällen in der Unterrichtsprä-

sentation einsehbar. 

Erhöhungstatbestände

•Einlagen, die nicht in das Nennkapital geleistet 
werden

•verdeckte Einlagen

•Minderabführungen im Rahmen der 
organschaftlichen Zeit

Minderungstatbestände

•Einlagenrückgewähr gem. § 27 Abs. 1 S. 3 KStG

•Mehrabführungen im Rahmen der 
organschaftlichen Zeit

•Ausgleichszahlungen im Sinne von § 16 KStG

•Liquidation


